Arbeitskreis Controlling der Städte und Gemeinden

PROTOKOLL
des vierten Treffens

am Mittwoch, den 20. August 2003,

in der Verwaltungsfachhochschule Altenholz

Beginn: 9.30 Uhr

Ende: 14.00 Uhr

Thema: 
Neue Anforderungen an das Berichtswesen durch Änderung der Gemeindeordnung. - Umsetzung und Lösungsansätze von der Praxis für die Praxis -

Tagesordnung

TOP1: 
Begrüßung und Feststellung der Tagesordnung

TOP2: 
Vortrag zur Umsetzung in Lübeck - Frau Künzel

TOP3: 
Vortrag zur Umsetzung in Neumünster - Frau Tschirkow 

TOP4: 
Vortrag zur Umsetzung in Wyk auf Föhr – Herr Feddersen

TOP5: 
Aussprache und Verschiedenes

TOP1: Frau Gabriele Bischof begrüßt die Teilnehmer/innen und stellt die Tagesordnung und die zeitliche Planung der Sitzung vor. Im Unterschied zu den vorhergehenden Treffen sei diese Sitzung durch eine Vorbereitungsgruppe inhaltlich strukturiert worden. Frau Bischof weist noch einmal auf das Heft 9 der Schriftenreihe des Städteverbandes Schleswig-Holstein zum „Berichtswesen nach der neuen Kommunalverfassung“ hin und übergibt die inhaltliche Moderation der Sitzung an Herrn Drews.

Herr Drews stellt die acht Punkte zum § 45 c Berichtswesen kurz vor.

Vgl. Schaubild 2 (folgende Seite)

Quelle: 
Städteverband Schleswig-Holstein (2003): Das Berichtswesen nach der neuen Kommunalverfassung in Schleswig-Holstein.

Eine Arbeitshilfe - , 2. Auflage



Heft 9 der Schriftenreihe des Städteverbandes, Kiel, S. 8
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§ 45 ¢ Berichtswesen
Das Berichtswesen legt fest, zu welchen Themen und in welchen zeitlichen Abstlin-

den die Biirgermeisterin oder der Biirgermeister die Gemeindevertretung, den
Hauptausschuss oder die Ausschilsse zu unterrichten hat. Das Berichtswesen soll
eitie wirksame Kontrolle der Verwaltung ermiglichen und die erforderlichen In-
formationen fiir politische Entscheidungen geben. Es erstreckt sich insbesondere auf

1.

dic Entwicklung wichtiger Strukturdaten,

die Ausfithrung der Beschlisse der Gemeindevertretung, des Huuptaus-
schusses und der Ausschilsse,

dic Entwicklung der Haushalts- und Finanzdaten,

die Menge, die Qualitiit und die Kosten der erbrachten Verwaltungslei-
stungen, sowelt die Gemeinde (iber cin geeignetes Rechnungswesen verfigt,

den Abgleich der tatsichlichen Entwickiungen mit den vorliegenden Fach-
planungen,

den Zustand der 8ffentlichen Einrichtungen,
cinen allgemeinen Verwaltungs- und Personalbericht und

die Ausfabrung der Aufgaben zur Erfallung nach Welsung.

Das Berichtswesen umfasst auch Eigenbetriche, Kommunalunternebmen, Gesell-
schaften (§ 102) und undere privatrechtiiche Vereinigungen (§ 105) der Gemeinde
sowie Beteiligungen an diesen.





TOP 2: Frau Künzel stellt einleitend kurz den Hintergrund für Lübeck vor: Lübeck habe ein produktorientiertes Berichtswesen, das z.Zt. aus einem Produktbuch, zwei vollständigen Zwischenberichten (Stichtage 30.04. und 31. 08) und einem Finanzbericht (Stichtag 30.11.) bestehe; der Jahresbericht sei erst im Entwurf.

Frau Künzel erläutert die Lübecker Planung zur Umsetzung des § 45 c GO an Hand der Folien:

· § 45 c GO/ Umsetzung in der Hansestadt Lübeck

· Das Berichtswesen nach der neuen Kommunalverfassung/ § 45c Gemeindeordnung. Interne Diskussionsgrundlage. (tabellarisch)

>>>>> Protokollanhang: Lübeck.pdf

Einige Anmerkungen dazu:

• In Lübeck wird darüber nachgedacht, Produktbuch und Haushaltsplan zukünftig zu verknüpfen; u.a. zur Aufwertung der Leistungsseite. 

• Einen Personalbericht hat Lübeck noch nicht, er soll aber im Zusammenhang mit der Umsetzung des § 45 c GO eingeführt werden. Die Lübecker werden diesen Bericht im ersten Schritt eher schmal halten, da ein Personalmanagementsystem noch nicht vorliegt. Zur Zeit werden Eckwerte für den Personalbericht entwickelt; diese sollen in das Konzept zur Umsetzung des § 45 c GO einfließen.

In der anschließenden kurzen Diskussion wird von den Teilnehmer/innen festgestellt, dass Probleme und Schwächen, die der Personalbericht aufdeckt, in der Praxis z.Zt. überwiegend ohne gegensteuernde Konsequenzen bleiben.

TOP 3: Frau Tschirkow stellt den Stand für Neumünster vor. Neumünster habe viele Berichte, man mache aber die Erfahrung, dass diese Berichte nicht so intensiv wahrgenommen werden. Die Neumünsteraner/innen wollen deshalb stärker auf den Zusammenhang zwischen Bericht und Planung aufmerksam machen und die Beziehungen zwischen den Berichten herstellen.

Frau Tschirkow erläutert folgende Folien:

· Grundsatzprobleme bei der Konzepterstellung

· Verzahnung von Planung und Berichtswesen nach § 45 c der Gemeindeordnung

· Standardbericht der Stadt Neumünster

· Fachplanungsbericht der Stadt Neumünster

· Probleme der einzelnen Berichte

>>>>> Protokollanhang: Neumünster.pdf

Einige Anmerkungen dazu:

• In der Planung sei ein jährlicher Strukturdatenbericht. Insgesamt solle ein viel größerer Datenpool geschaffen werden, als letztendlich veröffentlicht werde. In den Berichten solle nur über die Daten berichtet werden, bei denen die „Alarmglocken“ klingelten. 

• Die Personalberichte der Stadt Neumünster seien eher entschärft, da die Widerstände sehr groß seien (z.B. keine Zahlen über Überstunden). Es fehlten auch Folgerungen für zukünftige Handlungsnotwendigkeiten, da auch diese immer sehr umstritten seien.

• Der Konzeptentwurf für die Stadt Neumünster befinde sich zur Zeit in der Abstimmungsphase.

TOP 4: Herr Feddersen stellt die Umsetzung des § 45 c für eine kleine Kommune, nämlich Wyk auf Föhr mit insgesamt 25 Mitarbeiter/innen in der Hauptverwaltung vor.

>>>>> Protokollanhang: Wyk.pdf

Das Besondere am Wyker Konzept ist die papierlose Darstellung der Produkte im Internet (www.wyk.de) . Wyk hat ca. 90 Produkte. Die kleinteilige Ausdifferenzierung der Produkte erschwere den Überblick und mache der Politik die Entscheidung schwer. Für die Produkte (= Steuerelemente) gibt es Produktpaten - das sind jeweils ein/e Zuständige/r aus der Verwaltung und eine/r aus dem Bereich der Kommunalpolitik -, die ebenfalls im Internet dargelegt sind. Unter den Paten aus dem politischen Bereich gebe es sehr aktive, die sich intensiv um ihre Produkte kümmern, andere wiederum zeigten wenig Engagement. Bei 90 Produkten müsse selbstverständlich ein/e Politiker/in für jeweils mehrere Produkte zuständig sein.

Herr Feddersen beendet seine Darstellung mit zwei Fragen an die Teilnehmer/innen des Arbeitskreises:

· Was halten Sie von der elektronischen Information (statt der Papiervariante)?

· Sehen Sie Konflikte zu den Bestimmungen der GO?

TOP 5: Die Aussprache zu den drei Vorträgen beginnt mit der Diskussion möglicher Antworten auf die von Herrn Feddersen thematisierten Fragen. Die Teilnehmer/innen sehen in der elektronischen Darstellung einen interessanten Ansatz, der viele Vorteile mit sich bringt und dessen Schwachstellen durchaus lösbar seien. 

Als Vorteile werden u.a. genannt:

· elektronische Darstellung erspart Kosten (Papier- und Kopierkosten entfallen), was sich insbesondere in großen Kommunen bemerkbar machen dürfte

· große Transparenz („jede/r“ kann reingucken)

· es sei eine „charmante“ Art, die Politik zu zwingen, sich mit den Berichten auseinanderzusetzen (Holschuld der Politik) und gleichzeitig die Zahlen „absegnen“ zu lassen

· die elektronische Bewertung der Produkte durch die Politik erzwingt eine Auseinandersetzung, gleichzeitig erhält man Ergebnisse für künftige Haushaltspläne.

Mögliche Nachteile:

· kein „Papier“-Raum für Notizen (allerdings könne sich ja jede/r die Darstellung selbst ausdrucken)

· es fehlen die Überblicks-Berichte und die Diskussion (die Diskussion und die Zusammenhänge zwischen den Berichten müssen nicht verloren gehen, man kann z.B. in den Gremien einen genauen Termin vorgeben, bis zu dem alle die Internet-Beiträge gelesen haben müssen)

· viele – insbesondere ältere - Kommunalpolitiker/innen verfügen nicht über die neuen Technologien 

Herr Feddersen führt aus, dass der Lenkungsausschuss in Wyk die elektronische Darstellung durchgesetzt habe, zur Zeit gebe es aber noch keinen endgültigen Beschluss. Dieser werde am 4. September dieses Jahres durch den Hauptausschuss erfolgen. Man habe in Wyk jedoch die Erfahrung gemacht, dass die Beschlüsse des Lenkungsausschusses vom Hauptausschuss übernommen werden. Zudem sei die Technologiefeindlichkeit in Wyk eine „Sache der Vergangenheit“.

Auf die Frage, wie mit nicht erledigten Dingen, die üblicherweise von Ausschuss zu Ausschuss gehen, umgegangen werde, erklärt Herr Feddersen, dass es bisher so sei, dass die Berichte ins Netz gegeben werden und wenn kein Widerspruch erfolge, dann werden die Berichte als akzeptiert betrachtet.

Jedes Steuerelement werde mit den Angaben „Einnahme, Ausgabe und Saldo“ dargestellt. Viele Kommunalpolitiker/innen wollen gerne mehr, z.B. auch Vergleiche mit dem Vorjahr, das sei aber zur Zeit aufgrund fehlender Personalressourcen noch nicht realisierbar. Der Eckwertebeschluss werde vor der Bewertung der Steuerelemente gefasst. Zuerst werde die „steuerbare Restmasse“ ermittelt, auf deren Basis dann die Eckwerte beruhen. 

Die zweite Frage, ob die elektronische Darlegung überhaupt im Einklang mit der Gemeindeordnung stünde, beantworten die Teilnehmer/innen mit einem eindeutigen Ja, allerdings unter der Voraussetzung, dass ein eindeutiges Votum für diese Form der Darlegung vorliegt. Laut GO gibt es eine Bringschuld der Verwaltung, d.h. wenn sich ein/e Kommunalpolitiker/in weigern würde, die Berichte elektronisch abzurufen, wäre die Verwaltung zur Bringschuld gezwungen. Ein eindeutiges Votum sei hier aber eine machbare Lösung.

Die Aussprache zu den beiden vorherigen Vorträgen erfolgt allgemeiner. Es werden folgende Punkte angesprochen:

• Laut GO gibt es eine klare Trennung von strategischer (Rat) und ausführender (Verwaltung) Ebene, in der Praxis gebe es da aber Probleme. So gebe es Bürgermeister, die für sich in Anspruch nehmen, strategisch zu steuern und Berichte zu zensieren. Es gebe von Seiten der Verwaltung häufig auch den „vorauseilenden Gehorsam“, der dazu führt, dass nicht alles genannt wird, was genannt werden müsste. Die Teilnehmer/innen berichten, dass sie häufig die Erfahrung gemacht haben, mit umstrittenen Daten an Grenzen zu stoßen.

• Einige Teilnehmer/innen berichten über die Umsetzung von § 45 c in ihren Kommunen:

· In Wedel wurden nach der Neufassung der GO noch einmal die Berichtserstellung und deren Verteilung überprüft und ausgewertet. Als Ergebnis wurde festgestellt, dass zu jedem Punkt etwas vorliege. Neu sei der Kennzahlenbericht, der 3 x jährlich erscheint, allerdings werden aufgrund mangelnder personeller Ressourcen keine Hochrechnungen durchgeführt. Praktisch werde so vorgegangen, dass Auffälligkeiten berichtet werden.

· In Bargteheide gehe man eher pragmatisch vor. Das Berichtswesen orientiere sich an der Frage, was die Politiker/innen interessiert und wofür sie sich interessieren sollten. Grundlage ist ein standardisiertes integriertes Berichtswesen, das für die unterschiedlichen Ebenen unterschiedlich verdichtet wird.

· Norderstedt sei zur Zeit ähnlich weit wie die beiden vortragenden Städte Lübeck und Neumünster. Es werde eine pragmatische Lösung angestrebt, indem man zuerst gucke, was man schon alles habe. Norderstedt hat schon länger einen Personalbericht. Was im geforderten Verwaltungsbericht zu stehen habe, sei noch unklar, wahrscheinlich ein Querschnittsbericht über personelle und organisatorische Dinge. Die Haushaltsplanung erfolge produktbezogen und fachbezogen, allerdings halte sich die Zufriedenheit damit in Grenzen, da man noch mit dem kameralen System arbeite. Es habe in Norderstedt ein „Experiment“ mit der doppischen Buchführung gegeben, die Volkshochschule sei doppisch betrachtet worden. Es sei interessant, wie die Politik reagieren würde, denn bei der Vhs sei herausgekommen, dass einige Bereiche rote Zahlen schreiben, andere schwarze.

• Dem Teilnehmer aus Glückstadt ist aufgefallen, wie umfangreich die Berichte in der Verwaltung seien. Er selbst käme aus der Privatwirtschaft und habe es dort mit sehr kurzen prägnanten Berichten zu tun gehabt. Er befürchte, dass die vielen Informationen (bis zu 200 Seiten) von den Kommunalpolitiker/innen gar nicht verarbeitet werden können. 

Die Teilnehmer/innen berichten, dass sie sich bezüglich der Informationsdichte in dem Dilemma befänden, dass etwa die Hälfte der Politiker/innen detaillierte Informationen haben will, die andere Hälfte verdichtete. Einige praktizieren eine reine Abweichungsberichterstattung, was die Seitenzahl schon verkürze. Das sei aber eine Frage des Vertrauensverhältnisses zwischen Verwaltung und Politik. Wenn das Vertrauen da sei, sei die Politik eher mit reinen Abweichungszahlen zufrieden.

Zum Abschluss wird noch kurz diskutiert, in welcher Form Prognosen in den Kommunen durchgeführt werden.

Herr Drews schließt das Treffen mit der Planung der nächsten Sitzung ab. Die Vorbereitungsgruppe habe noch drei weitere Themen auf der Liste, die da lauten:

1. Zusammenhang zwischen Produkten und Haushalt (Produkthaushaltsplan: Wie verknüpft man das Ganze? Verfahren? – Zu diesem Punkt könnte man einen Vertreter aus dem Kreis Pinneberg einladen.)

2. Zusammenspiel der Elemente des Neuen Steuerungsmodells

3. Innerbetriebliche Leistungsbeziehungen (Rahmenbedingungen, Ausstiegsmodalitäten, Verrechnung)

Die Abstimmung per Handzeichen ergibt folgendes Ergebnis:

Thema 1: 
8 Stimmen

Thema 2: 
2 Stimmen

Thema 3: 
3 Stimmen 

Beschluss: Die nächste Sitzung des Arbeitskreises wird im Februar/März 2004 stattfinden (die genaue Terminfestlegung wird Frau Bischof per Mailabfrage bei den Mitgliedern des Arbeitskreises erfragen). Thema der Sitzung wird der „Zusammenhang zwischen Produkten und Haushalt“ sein.

Zusätzlich soll es einen Kurzvortrag zum Stand der Doppikeinführung in Schleswig-Holstein geben. Als Referent soll Herr Hartmann aus dem Kreis Nordfriesland gewonnen werden.

Altenholz, 26.08.2003

Protokollführerin: Gabriele Bischof (InForM)

